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                                              Wochenbericht KW 40/2026 
 

NL/CH. Es gibt kein «Long Covid» aber «Long Vax» 
Mit dieser Aussage erhebt der niederländische Arzt Alexander van Walraven einen der 
schwersten Vorwürfe gegen die Corona-Politik seines Landes. Damit einhergehend die 
europaweite Hysterie von allen Regierungen. Dahu gehört auch die Schweiz, dessen BAG 
sich immer noch weigert, die Aufarbeitung in Angriff zu nehmen. Gemeinsam mit dem im De 
Nieuwe Wereld eine Geschichte, die seiner Ansicht nach über Jahre unterdrückt wurde. 
Während der Corona-Pandemie entwickelte Van Walraven, Betriebsarzt und Vorsitzender 
der Niederländischen Gesellschaft für Telemedizin (NTG), ein Protokoll zur 
Frühbehandlung von Covid-19. Zum Einsatz kamen unter anderem Hydroxychloroquin, 
Ivermectin, Zink, Azithromycin sowie Vitamin D, Vitamin C und Selen. Nach Angaben Van 
Walrawens wurden mehr als 5.000 Patienten telefonisch nach diesem Schema behandelt. 
Die Erfolgsquote habe bei über 95 Prozent gelegen. 
Den beteiligten Ärzten drohten jedoch Geldbußen von bis zu 150.000 Euro, da die 
Behandlung nicht den offiziellen Empfehlungen des niederländischen Hausärzteverbandes 
entsprach. Trotzdem hätten zwölf Ärzte die Therapie fortgesetzt, weil sie überzeugt gewesen 
seien, Menschenleben zu retten. Währenddessen habe das offizielle Vorgehen im 
Wesentlichen aus Paracetamol und dem Abwarten bis zu einer möglichen 
Krankenhauseinweisung bestanden!!! 
Besonders aufhorchen lassen sind Van Walrawens Aussagen zu den Ursachen von Long 
Covid. Er vertritt die Auffassung, dass mehr als 80 Prozent der Fälle in Wirklichkeit auf die 
mRNA-Impfungen zurückzuführen seien und deshalb als „Long Vax“ bezeichnet werden 
müssten. Seiner Darstellung zufolge führe die anhaltende Produktion von Spike-Proteinen 
nach der Impfung bei manchen Menschen zu chronischen Entzündungen, einer 
Beeinträchtigung des Immunsystems sowie Störungen des DNA-Reparaturmechanismus. 
Dies könne nach seiner Einschätzung unter anderem aggressive Tumorerkrankungen 
begünstigen, die er als sogenannte „Turbo-Krebserkrankungen“ bezeichnet. 
Für diese Einschätzung besteht allerdings kein wissenschaftlicher Konsens. Logisch, Big 
Pharma torpediert diese Diskussion seit Jahren. Van Walraven spricht zudem über das 
sogenannte Shedding. Er vertritt die These, dass Spike-Proteine von Geimpften auf 
Ungeimpfte über Hautkontakt, Schleimhäute oder die Atemluft übertragen werden könnten. 
Deshalb empfiehlt er auch Ungeimpften regelmäßige Entgiftungsprotokolle und verweist auf 
das sogenannte Spike Protein Detox Protocol des World Council for Health. 
Psychologe Boluijt kritisiert vor allem den gesellschaftlichen Umgang mit alternativen 
Behandlungsmethoden. Viele Menschen, die nach eigenen Angaben von Ivermectin profitiert 
hätten, hätten aus Angst vor gesellschaftlicher Ausgrenzung geschwiegen. Patienten hätten 
Behandlungen teilweise allein deshalb abgelehnt, weil ihre Hausärzte davon abrieten. Die 
Niederländische Gesellschaft für Telemedizin bietet nach eigenen Angaben bis heute 
Sprechstunden für Patienten mit Long-Covid- oder Long-Vax-Beschwerden an. 
Zum Behandlungsprotokoll gehören unter anderem Ivermectin, Hydroxychloroquin, niedrig 
dosiertes Naltrexon, Aspirin sowie verschiedene entzündungshemmende 
Nahrungsergänzungsmittel. 
Ob sich die Vorwürfe gegen das niederländische Gesundheitssystem jemals bestätigen oder 
widerlegen lassen, bleibt Gegenstand anhaltender wissenschaftlicher und politischer 
Debatten. Für Van Walraven und seine Mitstreiter steht jedoch fest: Sie sind überzeugt, dass 
es seit Jahren Behandlungsmöglichkeiten gibt, die nach ihrer Ansicht vielen Patienten 
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vorenthalten wurden. Ist das wirklich eine neue Information im Alpenoblast? Alles ebenfalls 
bekannt und seit Jahren vom BAG unterdrückt. Weil ja an der Spitze weder Mediziner noch 
Virologen sitzen. Echter Fachkräftemangel eben! 
 

A. Der Tango corrupti läuft immer noch in Österreich 
Die Freiheitliche Partei Österreichs (FPÖ) greift Aussenministerin Meinl-Reisinger (gerne 
mit Ukraine-Tracht…) wegen hoher Reisekosten an. Das ist noch freundlich ausgedrückt. In 
nur drei Monaten 2026 fallen 261.000 Euro an, überwiegend für Business-Class-Flüge, 
selbst auf kurzen Strecken. Ihre Vorgänger auf denselben Strecken nutzten überwiegend 
Economy-Class. Das sind also ca. 85 000.- Euro monatlich! Hat die Dame neben dem 
Fliegen überhaupt noch gearbeitet?! Diese Regierung stellt Luxus und Prestige über die 
Sorgen der Bürger. Das Ende naht. Patin Meinl aus dem Schiggi-Miggi Bezirk wird sich gesagt 
haben, solange man noch zugreifen kann… Die hohen Ausgaben fallen besonders ins 
Gewicht, da viele österreichische Familien mit steigenden Lebenshaltungskosten kämpfen und 
jeden Euro zwei Mal drehen müssen. Es ist Zeit für den Umsturz! 
 

CH. Nur in einer völlig dekadenten Welt/Schweiz möglich 

Seit 2022 gab es gemäss Bund rund 3000 Personen, die ihr Geschlecht amtlich geändert 
haben. Also 3000 «Menschen», die aufgrund von Wohlstand, Luxus und zu viel Geld nicht wissen, 
für was man DAS Werkzeug braucht. Der Schritt von John zur Johanna ist denkbar einfach und 
günstig: für Fr. 75.- ein Formular auf dem Zivilstandsamt ausfüllen – und erledigt ist die Sache! Das 
sind also jedes Jahr 600 «Wesen», die den Spuk vollziehen. Das wurde uns damals als 
«Fortschritt» verkauft! Wir nennen es Gender-Verblödung. Für ganze Fr. 75.-! Wie die 
Einbürgerung: diese kostet maximal Fr. 750.-!  Je nach Wind, Klima oder CO-2-Gehalt der Luft. 
Und von Sprache beherrschen spricht auch niemand.  
 

CH/AG. Wirklich? 
Eine Transatlantikerin in den Regierungsrat wählen? Verbindungen zur Waffenlobby, 
Selenski-Fan und Corona-Gehorsame gegen die Aufarbeitung! Gegen das Ständemehr 
in Sachen EU-Knechtschaftsabkommen! Und die SVP im Kanton Aargau unterstützt die 
Wahl von Maja Riniker. Unverständlich. 
 

CH. Eine fremde Sprache erlernen. Im Aargau Früh-Englisch ab der 3. Klasse 

Wie soll das gehen, abgesehen vom hirnlosen «Leerplan 21», wenn die Goofen nicht einmal 
Mundart, geschweige denn einigermassen Schriftdeutsch sprechen können? Comprende 
compadres? Hören Sie einmal «laif», wie die Goofen schnorren! Da fängt es ja schon an: 
schnorren ist nicht negativ, bezeichnet aber ein intensives und engagiertes Gespräch 
zwischen zwei Personen (nicht «Menschen»)! Auch «Goofen» ist nicht negativ: das ist der 
Ausdruck für Kinder in der allgemeinen Umgangssprache, scherzhaft bis tadelnd (ähnlich wie 
«Balg» oder «Gör» im Hochdeutschen). Abgesehen davon, dass die Lehrpersonen auch nicht 
immer ein sprachliches Vorbild sind – höflich ausgedrückt.  

Plötzlich kommen die Goofen mit dem «Fahrrad» zur Schule. Wie bitte? Hier heisst das 
immer noch «Velo». Und es ist weitgehend klar, dass man auf dem Trottoir nicht fahren darf. 
Nicht: «Bürgersteig» - die grünen Lastenradmenschen gehören auf die Strasse! Wenn sich 
die Menschheit auf der Treppe begegnet, so ist das eben die «Schtäge»! Und bitte: das 
Moped heisst hier immer noch «Töffli», auch bei den «Töfflibuebe»! Die Goofen müssen zuerst 
üben, sich in Mundart/Dialekt auszudrücken. Hören wir doch auf, krampfhaft in der Schule 
(miserables) «Hochdeutsch» zu parlieren! Wenn sich dann alle (Multikulti) Schüler verstehen, 
kann der Lehrer zur Schriftsprache übergehen. Das ist für sich schon eine Fremdsprache. 
Wir gehen jetzt vorurteilslos davon aus, dass alle Lehrpersonen einen höheren 
Sprachabschluss in Deutsch besitzen…  
Haben wir diese Stufe erreicht, kann es an eine Fremdsprache gehen. Den ewigen Streit ob 
Französisch oder Englisch zuerst, führen wir nicht. Das ist eine reine Frage der Ideologie und 
der Methodik-Didaktik. Aber mit dem heutigen System erlernt man nie und nimmer eine 
Fremdsprache! Wir sollten uns doch mit unseren Nachbarn in der Romandie und im Ticino 
einigermassen unterhalten können. Aber auch das ist vorbei: zweisprachige Einheiten in der 
Armee sind verschwunden, italienisch wird nur noch in wenigen Tessiner Einheiten 
gesprochen, ansonsten in der Armee und auch in der Gesellschaft verschwunden. Und jetzt 
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soll also Englisch an die Stelle der Landessprachen treten? Wir gehen (wiederum) 
vorurteilslos davon aus, dass alle Lehrpersonen über einen Universitätsabschluss in Englisch 
verfügen… Oder einfacher: weil es 1. Januar war, können alle Primarlehrer plötzlich «near 
native» Englisch.  Bullshit, all night long… 
Kehren wir wieder zurück zu den alten und bewährten methodischen Aufbau-Grundsätzen: 
Wörtli, Verben, Zahlen, Sätzli! Dann Zeiten, Grammatik und Parlieren. Also vom Kleinen 
zum Grossen, vom Einfachen zum Komplizierten, vom Einzelnen zur Gruppe, vom Teil 
zum Ganzen. Es war eben doch besser, den Sprachschatz aufgrund von Wörtern zu 
definieren: Stufe 1 800 Wörter, Stufe 2 1500 Wörter usw. Noch ein Ergebnis einer Umfrage 
aus dem persönlichen Bereich. Frage an die 18-Jährigen der Erfolgsnation der Zukunft: 
«können Sie sich vorstellen, nach der Lehre ca. 1 Jahr in der franz. Schweiz zu 
arbeiten»? Ergebnis im Zeitalter der totalen Mobilität: (festhalten am Handy!) 

- 70% «nein, ist zu weit weg» 

- 20% «nein, Freundin, Familie, Kollegen fehlen mir» 

- 5% «ja, kann ich mir ev. vorstellen» 

- 5% «weiss nicht» 
Dann halt. Die einheitliche Einfältigkeit. Wenden wir uns wieder (im Schweisse des 
Angesichts) dem Tagewerk zu – Allons-y au boulot! Et pour les lecteurs actifs «au sacs!» 

 

CH. Gegen das Vergessen 
Der Bundesrat hat im Juni 2026 entschieden, die geplante Abschaltung des UKW-
Notfallradios IBBK vorerst komplett zurückzustellen. Damit bleibt das krisensichere 
System, welches die Schweizer Bevölkerung selbst in tiefen Schutzräumen und Bunkern mit 
Notfallinformationen versorgen kann, über das Jahr 2026 hinaus voll betriebsbereit. Dafür 
brauchte es eine grosse Kraftanstrengung! Ursprünglich war vorgesehen, das als «Eiserne 
Reserve» bekannte System (ehemals UKW77) per Ende 2026 einzustellen und die 
Sendeanlagen zurückzubauen. Dagegen regte sich jedoch massiver politischer Widerstand 
aus zahlreichen Kantonen wie Zürich, Bern, St. Gallen und der Zentralschweiz sowie von 
Fachverbänden. 
Die aktuellen Hintergründe zur Entscheidung 
- Der Stopp des Bundesrats: Der BR gab am 12. Juni 2026 bekannt, dass er die 

Vernehmlassungs-Ergebnisse zur neuen Multikanalstrategie analysiert hat. Wegen der 

Sicherheitsbedenken wird die Stilllegung verschoben und vertieft geprüft, wie das IBBK-

System modernisiert oder sinnvoll integriert werden kann. Offensichtlich hat man vorher 

kaum seriös geprüft und keine kompetenten Fachleute kontaktiert! 

- Das Bunker-Problem: Digitale Alternativen wie die Warn-App Alertswiss oder das 

geplante, ab 2029 flächendeckende Cell Broadcast (Direktalarm aufs Smartphone) 

benötigen ein funktionierendes Mobilfunknetz. In dicken Beton-Schutzräumen dringen 

diese Signale nicht durch – die verstärkten UKW-Wellen des IBBK hingegen schon. Bis alle 

Sendemasten mit Notstromaggregaten ausgerüstet sind, dauert es noch mind. 10 Jahre… 

- Parallele UKW-Verlängerung: Auch beim regulären Radio hat sich das Blatt gewendet. 

Das Parlament verlängerte im Dezember 2025 die regulären UKW-Konzessionen bis 

Ende 2034, wodurch der zivile UKW-Betrieb bis mindestens 2031 gesichert ist. Was 

bedeutet das für Ihr Notfallradio? 

Wichtig: das IBBK-Netz bleibt bestehen und da die SRG wieder analog sendet, behalten 
klassische Kurbel- und Notfallradios mit UKW-Empfang ihre volle Daseinsberechtigung als 
verlässliche Krisenvorsorge. Moderne Notfallradios kombinieren in der Regel 
ohnehin DAB+ und UKW, sodass Sie für alle Szenarien gerüstet sind.  

(IBBK-Netz = Information der Bevölkerung durch den Bund in Krisenlagen mit Radio) 
 

D. Nachrichten abseits des Mainstreams. 

Einfacher: was die Propaganda-Staatssender hierzulande permanent verschweigen. Weil die 
SRF-Ideologen willfährige, nützliche Idioten sind, die dazu dienen, Narrative zu verbreiten. In 
Deutschland gibt es die Organisation «Demokratischer Widerstand» jeden Montag finden in 
ganz Deutschland regelmässig über 120 Demo’s oder Spaziergänge statt.  So auch am 
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8.8.2026. Weit über 10.000 Menschen kamen in Plauen zusammen, um für den Rücktritt 
der Bundesregierung, Neuwahlen, Frieden und Abrüstung, ein menschliches Deutschland und 
für Volksabstimmungen in allen grundlegenden Fragen zu demonstrieren. Wieder einmal sind 
es beeindruckende Bilder und Menschen, die zeigen: die Opposition in Deutschland ist 
gigantisch, sie lebt und sie wird immer grösser. Und wieder einmal verschieben die Konzern- 
und Regierungsmedien diese Demonstration ins Fach «Unter ferner liefen», irgendwo neben 
Kochrezepten, Rheinpegel und Sexkram. In Plauen ist kein Sack Reis umgefallen, sondern 
Zig-tausende haben ihren Sommerurlaub unterbrochen, um für ein demokratisches, friedliches 
und lebenswertes Deutschland einzustehen. Wieder einmal. Konstant seit über 6 Jahren. 
Seit dem 28. März 2020! Dann warten wir ab, wie lange sich die Kriegsregierung noch halten 
kann. 

 

CH/EU. Rund um den Nordpol: Kältester Juni (2026) seit Beginn der DMI-Messreihe – 
doch die Medien schweigen 
Während Hitzerekorde weltweit Schlagzeilen produzieren, bleibt eine aussergewöhnliche 
Entwicklung in der Arktis nahezu unbeachtet: Nördlich des 80. Breitengrades wurde im Juni 
2026 die niedrigste Durchschnittstemperatur seit Beginn der entsprechenden 
Messreihe registriert. Auch der Juli verlief ungewöhnlich kalt. Grundlage: Messreihe des 
DMI, Dänischen Meteorologischen Institutes. 
Die Daten reichen bis ins Jahr 1958 zurück. Damit umfasst die Messreihe beinahe sieben 
Jahrzehnte. Trotz dieser aussergewöhnlichen Entwicklung sucht man entsprechende Berichte 
in den grossen internationalen Medien weitgehend vergeblich. Nach Angaben auf Grundlage 
der DMI-Daten lag die Durchschnittstemperatur im Juni 2026 rund 2,2 Grad Celsius unter 
dem historischen Mittelwert des Vergleichszeitraums von 1958 bis 2002. Damit war der Juni 
2026 nach dieser Datenauswertung der kälteste Juni, der seit Beginn der Messreihe im Jahr 
1958 in der Region nördlich des 80. Breitengrades registriert wurde. Während regionale oder 
zeitlich begrenzte Hitzewellen regelmässig internationale Schlagzeilen auslösen, blieb der 
arktische Kälterekord nahezu vollständig unter dem medialen Radar. 
Um den 27. Juli herum lag die bis dahin berechnete Durchschnittstemperatur des Monats bei 
lediglich 0,01 Grad Celsius. Damit bewegte sich das Temperaturmittel praktisch exakt am 
Gefrierpunkt. Das ist besonders bemerkenswert, weil der Juli in der Polarregion normalerweise 
zur wärmsten Zeit des Jahres gehört. Üblicherweise liegen die Durchschnittstemperaturen in 
dieser Phase deutlich über dem Gefrierpunkt und häufig oberhalb von 2 Grad Celsius. Im Juli 
2026 fielen die Temperaturen jedoch wiederholt unter null. Selbst für die hohen Breiten 
der Arktis ist eine solche Entwicklung während des Hochsommers aussergewöhnlich. 
Nach der vorliegenden Auswertung findet sich innerhalb des Archivs kein anderes Jahr, in 
dem die Kombination aus Juni und Juli nördlich des 80. Breitengrades vergleichbar kalt 
ausgefallen wäre. Die auf Klimadaten spezialisierte Webseite Electroverse, die sich mit den 
DMI-Messungen beschäftigte, beschreibt die Lage deshalb drastisch: Der Sommer im 
hohen Norden sei im Jahr 2026 praktisch ausgeblieben. 
Die mediale Aufmerksamkeit? Hitzewellen werden ausführlich behandelt. Sie werden in 
Nachrichtensendungen, Zeitungsartikeln und politischen Stellungnahmen unmittelbar mit dem 
Klimawandel in Verbindung gebracht und täglich breitgeschlagen. Ein neuer Kälterekord in der 
Arktis, der auf einer fast 70 Jahre umfassenden Messreihe beruht, ist dagegen kaum 
berichtenswert. Die institutionelle Klimakommunikation zeichnet seit Jahren das Bild einer 
Arktis, die sich besonders schnell erwärmt. Einzelne Rekordkälteereignisse widerlegen 
langfristige Erwärmungstrends zwar nicht automatisch. Sie gehören jedoch ebenso zur 
gemessenen Realität. Wer ausschließlich über Hitzeextreme spricht, Kälteextreme aber 
ausblendet, vermittelt der Öffentlichkeit ein unvollständiges Bild. Die Entwicklung im Sommer 
2026 passt nicht ohne Weiteres in die verbreitete Vorstellung einer kontinuierlich und 
geradlinig überhitzenden Polarregion. Gerade deshalb wären die Daten berichtenswert. Die 
Klimakommunikation wird auf eine einfache Abfolge reduziert: Hitze gilt als Bestätigung des 
erwarteten Trends, während ungewöhnliche Kälte als kurzfristiges Wetterereignis behandelt 
oder vollständig ignoriert wird. Damit entsteht der Eindruck, dass manche Messwerte politisch 
und medial relevanter sind als andere. Die Rekordkälte passt nicht in das gängige mediale 
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Narrativ einer sich ununterbrochen und linear erwärmenden Polarregion. Genau darin 
könnte der Grund liegen, weshalb die Nachricht kaum Beachtung findet. 
Regierungen, internationale Organisationen und Klimainstitute haben über Jahre hinweg 
Milliarden in Programme, Strategien und Maßnahmen investiert, die mit der erwarteten 
Erderwärmung begründet werden. Daraus ist längst nicht nur eine wissenschaftliche, sondern 
auch eine politische, wirtschaftliche und institutionelle Infrastruktur entstanden. Unbequeme 
Daten werden entweder ignoriert, kleingeredet oder als bedeutungslos abgetan. 
Eine seriöse Berichterstattung muss sowohl Hitze- als auch Kälterekorde erwähnen. Sie muss 
kurzfristige Wetterereignisse von langfristigen Klimatrends unterscheiden und darf Messwerte 
nicht danach auswählen, ob sie in ein politisch oder medial bevorzugtes Narrativ passen. Der 
arktische Sommer 2026 ist deshalb mehr als nur eine meteorologische Randnotiz. Er ist ein 
Test dafür, wie offen die Öffentlichkeit tatsächlich über Klima, Messdaten und 
wissenschaftliche Unsicherheiten informiert wird. Denn wer nur über Rekordhitze berichtet, 
aber Rekordkälte verschweigt, betreibt keine umfassende Aufklärung. Siehe auch:  
• DMI – Tagesmitteltemperaturen nördlich von 80°N (Originalseite): 

DMI: Arctic Mean Temperatures North of 80°N 

• DMI – Erklärung zum Datensatz (+80°N Anomalien): 
DMI: +80°N Temperature Anomalies 

• DMI – Arctic Weather Portal: 
DMI Arctic Weather & Climate 

 

CH. Das sind die Probleme der Gutmenschen 
Und der Steuerzahler bezahlt. Im Bericht vom 7. Juli fasst die Nationale Kommission zur 
Verhütung von Folter (NKVF) ihre Feststellungen zu zwangsweisen Rückführungen auf 
dem Luftweg im Jahre 2025 zusammen. Die Kommission umfasst 12 Mitglieder(!), die 
mehrheitlich aus dem Bereich der Psychiatrie, einige Mitglieder aus dem Bereich der 
Rechtssprechung stammen. Besondere Aufmerksamkeit richtet die Kommission in ihrem 
Bericht auf den Umgang mit Personen mit psychischen Erkrankungen. Sie sieht bei der 
Beurteilung der Transportfähigkeit, dem Einsatz von Zwangsmassnahmen, der Bereitstellung 
von Medikamenten sowie der Kontinuität der medizinischen Versorgung im Zielstaat 
Handlungsbedarf. Dass oftmals Flugzeuge mit 200 Sitzplätzen für die unberechtigt hier 
eingeschlichenen Asylo’s nur mit 8 – 10 Auszuschaffenden besetzt sind, geht aus dem 
Jammerpapier nicht hervor. Der Jahresbricht 2026 (im Juli 2026 veröffentlicht) befasst sich mit 
Fragen der Folter usw., die da sind: Überbelegung in Gefängnissen und Zentren, Anzahl 
Duschen und Toiletten pro Stockwerk, Überbelegung,  dass die Einrichtung von Zellen nicht 
dem aktuellen psychologischen Stand entsprechen, dass die Gesundheitsversorgung nicht 
immer gewährleistet sei, zu wenig Beschäftigung und Freizeitmöglichkeiten(!), die 
Mitarbeitenden(!) hätten zu wenig Zeit für die Betreuung; das Wohlbefinden der Insassen sei 
nicht überall gewährleistet. Wir empfehlen einen Besuch in Ukri-Gefängnissen. Flixbus 
fährt täglich ab Zürich, aktueller Preis pro Fahrt inkl. 2 Koffer zu 23 kg, Fr. 138.- bis 178.-  

 

D. Die deutsche Regierung ist nicht mehr bei Trost 
Die deutsche Regierung entwickelt Notfallpläne für die NATO bei einem möglichen AfD-
Wahlsieg im Osten. Diese sollen „an der Landesregierung vorbei“ den reibungslosen 
Truppenaufmarsch der Allianz-Partner auf den Strassen Deutschlands ermöglichen. 
Einfacher: die geplante Entmachtung der Landesregierung. Nach wie vor gehen die 
Militärplaner der Bundesregierung von einem baldigen Angriff Russlands auf die NATO aus, 
auch nachdem Russland dem bis an seine Grenze herangerückten Militärbündnis einen 
Nichtangriffspakt anbot. Der Wählerwille wird also zum vorneherein missachtet. Es könnte 
sein, dass die Bevölkerung dannzumal aufsteht… https://de-rtnews.com/inland/287323-an-

landesregierung-vorbei-bund-entwickelt-notfallplaene-nato-beim-afd-wahlsieg/ 

 

D. Wenn die Deutschen es nicht machen, dann eben die Russen 
Man stelle sich vor, ein»Töitscher» hätte gesagt, man sollte möglichst viel Ukrainer töten, dann 
hätten die Kriegsheuler die Mobilmachung ausgerufen und die ganze Verwandtschaft in 
Sippenhaft genommen. Nicht so im Fall Michael Martens, dem FAZ-Schnorrer. Dieser Idiot 
sprach stellvertretend für den ganzen deutschen «Medien- und Politadel»: er, der im Namen 
der Europäer den Russen den Tod wünschte! Ein charakterloser Lump! Er wurde von seinem 

https://ocean.dmi.dk/arctic/meant80n.uk.php
https://ocean.dmi.dk/arctic/meant80n_anomaly.uk.php
https://ocean.dmi.dk/arctic/weather/arcticweather.uk.php
https://de-rtnews.com/inland/287323-an-landesregierung-vorbei-bund-entwickelt-notfallplaene-nato-beim-afd-wahlsieg/
https://de-rtnews.com/inland/287323-an-landesregierung-vorbei-bund-entwickelt-notfallplaene-nato-beim-afd-wahlsieg/


 6 

Arbeitgeber nicht zurückgepfiffen, sondern in Schutz genommen! Da die deutsche Justiz 
schweigt, wird in Russland gegen Martens wegen Volksverhetzung ermittelt. Vorerst ist er 
mit einem internationalen Haftbefehl zur Fahndung ausgeschrieben. Was freilich im 
Moment nicht viel nützt, aber der Tag kommt, wo die Russen ihr Pfand einlösen werden… 
 

Ru. Die Fakten.  
Russland, das Land der «tausend Sanktionen», hat es beim Investitionsklima in die Top 
20 der Welt geschafft. Ausschlaggebend dafür waren vor allem investorenfreundliche 
Gesetze sowie die Höhe der Geschäftsausgaben beim Start eines Projekts. Wem wird diese 
Erfolgsmeldung keine Freude bereiten? Genau, der Sanktionsschmiede Brüssel, die selbst 
verschuldet auf eine Gas-und Energiekrise zusteuert. Den Kriegstrommlern in Deutschland, 
die uns mit erfundenen Drohnengeschichten aus Leipzig in den Krieg treiben. Denn Europas 
Gasspeicher waren Mitte August so leer wie zu dieser Jahreszeit noch nie und seit Beginn der 
Aufzeichnungen. Und Auffüllen bei den selbstverschuldeten Preisen? Fehlanzeige. Es könnte 
einen wirklich kalten Winter geben. 
 

Lettland. Der Irrsinn ist grenzenlos.  
Lettland will den Busverkehr mit Russland vollständig einstellen. Einfacher: der 
grenzüberschreitende Verkehr für Grenzgänger wird eingestellt. Der Kontakt und Verkehr im 
Baltikum über die Grenze hinweg ist historisch. Letten und Litauer arbeiten drüben, Russen 
arbeiten hüben. Die Bevölkerung pflegte schon immer gute und friedliche Kontakte. Nun wird 
der Schlagbaum wieder gesenkt und wir befinden uns im kalten Krieg. Tausende werden 
in die Arbeitslosigkeit getrieben. Die Tristesse kann jedermann im Hafen von Klaipeda sehen 
und spüren: infolge der irren Sanktionen können die Russen nichts mehr über den Hafen von 
Klaipeda ausführen. Der gesamte Hafen ist praktisch zum Erliegen gekommen. Einzig die 
Fähre zur Nehrung ist noch voll in Betrieb. Wie lange noch? 

 

CH. Es riecht nach Willkür 
Am 14. Februar 2026 hat in St. Gallen die «Hellebarden-Demo» stattgefunden. Wegen der 
Teilnahme und angeblichem Verstoss gegen polizeiliche Weisungen, wurde der Vizepräsident 
von MASSVOLL am 7. September zu einer Einvernahme auf den Polizeiposten aufgeboten 
(Einvernahme zur Peron und Sache). Die Hermandad brauchte also 7 Monate, um zu 
entscheiden, ob ein friedlicher Bürger in die Mange genommen werden soll. Wir erinnern uns 
an die eigentümlichen «Rechtsgewohnheiten» in St. Gallen: die erteilte Demo-Bewilligung 
wurde kurz vor dem Anlass mündlich (!) entzogen. Eine schriftliche Begründung blieb aus. 
Ein Rekurs ist hängig. Das ist nichts anderes als willkürliche Machtdemonstration. Die 
Einschränkung der Rede-, Meinungs- und Versammlungsfreiheit ist gegeben und nicht 
haltbar. 
 

CH. Sehr spannend 
Die Niederlande haben sich dem Prozess des Abzugs ihrer Goldreserven aus den USA 
angeschlossen. Dutzende Tonnen Gold wurden aus den USA abgezogen. Und jetzt «horch 
und guck»: nicht auf das Territorium der Niederlande, sondern nach London in die Obhut der 
Bank of England. Auch Frankreich, Deutschland und Indien haben grosse Mengen Gold 
abgezogen. Alleine die NL verlegten rund 86 Tonnen nach London (das sind ca. 10 Milliarden 
US$). Als Grund wird von allen genannten Staaten «die geopolitische Entwicklung» 
angegeben. Die Schweiz sieht keine Veranlassung für einen Rücktransport!!! Man wartet 
wahrscheinlich (wieder) zu lange bzw. bis zum bösen Erwachen. Bei einer Exportsperre oder 
der Beschlagnahmung durch die Amerikaner, ist dann der «Abschreiber» bombastisch. 
Jetzt könnte man sich fragen, ob es angezeigt wäre, das Gold aus den USA abzuziehen… 
dann hätte man etwas freiere Hand, die sinnlosen Waffen-Käufe bei den Ami’s zu kündigen. 
Der Erfolg bzw. Gewinn wäre ebenfalls bombastisch. 
 

CH. Das sind die wahren Anti-Demokraten und Staatsfeinde 
Mitten in den Sommerferien versuchte Bernerin Justizdirektorin Aline Trede (Grüne, mit 
Umweltstudium und VCS-Zeit) mit ihrer praktisch ersten Amtshandlung, eine dringliche 
Verordnung einzuführen. Diese sah vor, das Mitspracherecht der Gemeinden bei 
Windparks abzuschaffen. Die Verordnung wurde während den Sommerferien nur in eine 
Konsultation gegeben. Auf eine ordentliche Vernehmlassung wurde verzichtet. Die 
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Verordnung ist verfassungswidrig, die Konsultation war gesetzeswidrig. Der Aufschrei 
war gross. Der Grosse Rat des Kantons Bern hat eine dringliche Motion mit 76 zu 75 Stimmen 
angenommen, welche den Regierungsrat beauftragt, das Mitspracherecht der Gemeinden in 
das Gesetz zu schreiben. Dazu war ein Stichentscheid der Grossratspräsidentin notwendig. 
Damit muss der Regierungsrat nun von seinem Vorhaben absehen, die Gemeinden im 
Eiltempo zu entmachten. Das Berner Kantonsparlament wird sich in einigen Monaten also 
wieder mit der Frage befassen, ob das Volk weiterhin bei der Energiewende entscheiden darf. 
Daraus folgt: Grüne sind Anti-Demokraten. Oder einfacher: die Braunen von heute.  
 

CH. Wir werden zur Kriegspartei 
Am 27.  September hat die Schweiz entschieden: für eine Zukunft mit oder ohne Krieg. 
Die Russophobie hat im BR und Parlament absurde Züge angenommen. Mit dem 
Entscheid sind nun die Weichen für das weitere Aushöhlen der Schweiz gestellt. Die 
Argumente des BR gegen die Neutralitätsinitiative waren grotesk und folgten in weiten Teilen 
der EU/NATO-Vorgaben. Die grossen Medien haben sich mit wenigen Ausnahmen 
offensichtlich darauf geeinigt, keine sachliche Diskussion zu führen, sondern diejenigen in 
Verruf zu bringen, die sich öffentlich für die Neutralitätsinitiative einsetzen. Wie bei Corona!  
Aber mit BR Baume-Schneider, Jans und Cassis ist wirklich nichts, aber auch gar nichts zu 
gewinnen. Das ist der Zug nach nirgendwo. Die Verbreitung von Falschinformationen hat ein 
noch nie dagewesenes Ausmass erreicht. Für die Indoktrination auf höchster Stufe wurde 
sogar beim Botschaftertreffen der dt. Aussenminister Wadephul eingeladen. Was hat denn der 
bei einem Jahrestreffen aller Schweizer Botschafter zu suchen? Nichts hat er dort zu suchen! 
Er ist durch und durch ein Kriegstreiber. Sein ewiger Spruch lautet: «Russland wird immer 
unser Feind und eine Gefahr für unsere europäische Sicherheit sein.» Er ist eine Gefahr für 
Deutschland und Europa!!! Und was sagt der geistig Verwirrte noch: «die Ukraine wird 
diese militärische Auseinandersetzung gewinnen. Deshalb braucht es auch keine 
friedliche Lösung.» Abartig. Und von derartigen Gesellen lässt sich die «Elite» beeinflussen. 
 

D. Widmen wir uns kurz den Wahlen vom 21.9.2026… 
«Da hinten», in MV, bläst immer der Wind. Ein rauer Wind von der Ostsee. Eine kräftige Brise, 
ja gerade ein Sturm, hat die «Etablierten» über den Deich geblasen! Das sind bodenständige 
Leute, mit den Traditionen des Landes verwurzelt. Keine Schnorrer, dafür kurz, bündig und 
klar. Die Bürger wollen vor allem eines: Beständigkeit. Das haben sie gewählt am Sonntag. 
Nicht Palaver und ständige Koalitionsdebatten, die noch nie viel gebracht haben. Das ist jetzt 
die zweite Landtagswahl mit einem Erdrutschsieg der AfD. Da gibt es nichts zu bedauern, 
nichts zu rechtfertigen und auf ideologische Dummheitssprüche der Sumpfpresse können wir 
gänzlich verzichten. Die Bürger haben die Schnauze voll und haben gewählt. Wenn die 
alten «Eliten» weiterhin ausgrenzen, wird es zu einem Aufstand kommen. Die aktuelle 
Regierung wird den März nicht erleben und muss Platz schaffen.  
Und in Berlin herrschen neu die Linksfaschisten! Bald von Clan’s regiert, Juden- und 
Russenhass machen sich breit. Berlin wird im Chaos enden. 
 

CH. Teurer Kaffee 
Der Bundesrat unterstützt die Schweizer Plattform für Nachhaltigen Kakao (SWISSCO) und 
die Schweizer Plattform für Nachhaltigen Kaffee (SSCP) in den Jahren 2026-2030 mit 
insgesamt 22 Millionen Franken. Und wer kontrolliert denn das? 

 

 
 
 
 
 
 
 
          
 

Tis Hagmann, Schreib-, Hand- und Mundwerker, 
Informations- und Nachrichtenbüro Ha5040 - Der nächste Wochenbericht: KW 41  

 


	CH/EU. Rund um den Nordpol: Kältester Juni (2026) seit Beginn der DMI-Messreihe – doch die Medien schweigen

